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der Obdachlosenhilfe und der Kriegssanitit, eventuell
noch durch Zurverfugungstellung von Motorspritzen.
Der Kanton kann vermittelnd helfen. Weitergehende
Massnahmen sind kaum denkbar.

Um so notwendiger wire bei dieser Konzeption
die Organisation und Lenkung der regionalen Hilfe
durch die Armee, d. h. durch den Territorialdienst.
Diese Hilfe ist dann aber nicht mehr Zivilschutz, son-
dern militirische Unterstiitzung. In diesem Fall wiren
dem Territorialdienst auch die erforderlichen Mittel
zur Verfugung zu stellen. Die derzeitigen Luftschutz-
truppen und die bescheidenen tibrigen Krifte diirften
hiefiir nicht gentigen. Dass dies im Rahmen der
Armeereorganisation und der damit geplanten Herab-
setzung des Wehrpflichtalters méglich ist, scheint uns
nicht wahrscheinlich.

Hier ein anderer Gedanke: Ausgehend vom
Grundsatz, méglichst viele Massnahmen durch die
zivilen Behorden und den Zivilschutz vollziehen zu
lassen, und von der Annahme der systematischen Er-
fassung unseres gesamten Territoriums, konnte den
kantonalen Regierungen die Verantwortung fiir ihr
ganzes Gebiet und damit auch fir die Leitung im
Kriege ubertragen werden. Grosse Kantone diirften
zweckmissig in kleinere Regionen aufgeteilt werden.
Die zwischenortliche Hilfe erhielte so einen andern
Aspekt. Es wire auch die Bildung ziviler mobiler
Hilfsdetachemente denkbar. Fur die Koordination der
interkantonalen Hilfe hitte der Bund zu sorgen. Aber

Forderung des Schutzraumbaues

Im Nationalrat wurden am 6. Oktober 1960 zwei
Postulate behandelt, die sich mit einer weitergehen-
den Foérderung des Schutzraumbaues befassten, als
dies schon der Fall ist. Der Vorsteher des Eidg. Mili-
tirdepartements, Bundesrat Chaudet, nahm dazu ein-
gehend Stellung. Vorweg bezeichnete er beide Postu-
late als materiell begriindet. Denn sie bezwecken, die
Schutzraum-Gesetzgebung aus dem Jahre 1950 den
neueren Anforderungen anzupassen. Wihrend der
eine Postulant (Nationalrat Diiby) wiinscht, dass der
freiwillige Bau von Schutzriumen geférdert werde
und die diesbeziuglichen Bestimmungen revidiert wer-
den, verlangt der andere (Nationalrat Bichtold), dass
die Erstellung von Gross-Schutzriumen aktiver vor-
angetrieben werde.

Die Abteilung fir Luftschutz ebenso wie die Stu-
dienkommission, welche dieser zustindigen eidgends-
sischen Dienststelle als beratendes Organ fir Belange
der Schutzraumbauten zur Verfugung steht, beschif-
tigten sich schon seit einiger Zeit mit der Revision der
Vorschriften und ihrer Anpassung an die heutigen
Anforderungen. Diese Revision wiinscht von der ge-
genwirtigen wirtschaftlichen Prosperitit zu profitie-
ren, um zu einer Verbesserung auf dem Gebiete der
Schutzraumbauten — sowohl der individuellen als
auch der kollektiven — zu gelangen. Deren Zahl soll
erhoht und deren Wirksamkeit verbessert werden. Im
Hinblick darauf, dass man sich im Falle einer Kata-

auch bei dieser Losung konnte auf die militdrische
Hilfe im gréssern Rahmen und im grossern Raume
nicht verzichtet werden.

Die Vor- und Nachteile dieser oder jener Lésung
sind abzukliren. Eine Ausscheidung der Kompetenzen
und ein Entscheid sind notwendig, um zu einer klaren
Konzeption und damit auch zu einer saubern Grund-
lage fur die Gesetzgebung zu kommen.

Anschliessend halten wir folgendes fest: Im Hin-
blick auf die Gefahren der modernen Kampfmittel ist
eine abgestufte Ausdehnung des Zivilschutzes auf das
ganze Land dusserst erwinscht, wenn nicht unum-
ginglich. Die Organisation einer umfassenden zivilen
regionalen Hilfe wiirde dadurch erleichtert. Es wire
dann Sache der Kantone, fiir diese Aufgaben inner-
halb ihres Gebietes zu sorgen. Die interkantonale
Regelung bliebe dem Bund vorbehalten. Bleibt es
beim bisherigen Zustand der nur teilweisen Erfassung,
dann scheint die Lenkung der regionalen Hilfe dem
Territorialdienst ubertragen werden zu miissen. So
oder anders sind Aufgaben und Kompetenzen zwi-
schen Militir und Zivil klar zu ordnen.

Wir hoffen, mit diesen Hinweisen einige Aende-
rungen zum Problem «Regionale Hilfe im Zivilschutz»
gegeben zu haben. Die damit verbundenen Fragen
tiber die Zusammenarbeit zwischen Zivilschutz und
Territorialdienst und die Ausdehnung des Zivilschutzes
auf das ganze Land dirfen dabei nicht ausser acht ge-
lassen werden.

strophe lange im Schutzraum aufzuhalten hitte, ist es
erforderlich, diese Schutzriume mit Liftungseinrich-
tungen auszustatten, welche mit Filtern gegen die
Radioaktivitit versehen sind, damit die Verseuchung
durch radioaktiven Niederschlag im Masse des Mog-
lichen vermieden werden kann. Verbunden mit diesen
Liftungseinrichtungen und den Installationen der
Luftzufuhr, welche dieselben erginzen, muss die Ein-
richtung der Ausginge umfassender studiert werden.
Schliesslich ist es notwendig, die technischen Anfor-
derungen hinsichtlich des Widerstandes gegen den
Luftdruck und die Biegesteifigkeit der Anlage zu er-
weitern sowie einen besseren Schutz gegen die Strah-
lungen zu gewihrleisten.

Der Vertreter des Bundesrates fithrte dann weiter
aus: Nationalrat Duby hat verlangt, dass die freiwil-
lige Erstellung von Schutzriumen gefordert werde;
dies ist sicherlich méglich durch eine wesentliche Er-
hohung der Subventionen. Die gegenwirtige Rege-
lung ermoglicht den Bau von 6ffentlichen Schutz-
riumen, Sanititshilfsstellen und Kommando-
posten nicht in geniigender Anzahl. Denn diese An-
lagen werden meistens nur in den neuen Liegenschaf-
ten erstellt, und man muss sich damit abfinden, selbst
wenn sich oft Mingel in bezug auf die Technik der
Konstruktion, den Druckwiderstand und die Triim-
merbelastung sowie hinsichtlich der Lage zeigen. Ob-
schon die verlangten Normen beim Bau von Schutz-
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raumen hiufig sogar freiwillig iberschritten werden,
erweist es sich indessen als notwendig, wesentlich
hohere Anforderungen fir den Bau von gewdhn-
lichen Schutzriumen zu stellen, weil diese auch gegen-
tiber Nahtreffern widerstandsfihig sein sollen. Daraus
wird zwangsldufig eine schr starke Erhohung der Aus-
gaben resultieren, welche bei der Berechnung des Sub-
ventionsbeitrages  beriicksichtigt ~ werden  miissen.
Diese Ausgaben wirden annihernd verdoppelt. Da-
gegen wird selbstverstindlich auch der Sicherheitsfak-
tor stark erhoht.

Dem Vorschlag von Nationalrat Bichtold, der
darauf abzielt, das System der Subventionen, welche
fur die Gross-Schutzraume ausgerichtet werden, grund-
legend zu dndern, kommt eine besondere Bedeutung
zu. Die unterirdischen Anlagen, welche anlisslich des
Strassenbaus projektiert werden, kénnten sich eignen,
um gleichzeitig als grosse Schutzriume eingerichtet zu
werden. Einige Plitze dieser Art befinden sich in Aus-
fuhrung, ja sie sind bereits so weit fortgeschritten, dass
man schon jetzt die notwendigen Verbindungen und
Vorbereitungsarbeiten fiir die Einrichtung der unter-
irdischen Schutzriume vorsehen sollte. Im allgemei-
nen ist dies indessen nur moglich, wenn die Verhilt-
nisse rechtlicher und finanzieller Natur geregelt sind,
besonders dann, wenn diese Arbeiten in geniigender
Weise subventioniert werden koénnen. Solange dies
nicht der Fall ist, liuft man Gefahr, wertvolle Ge-
legenheiten zu verpassen, ohne dass die Anlagen spi-
ter in der notwendigen Art und Weise eingerichtet
werden koénnen. Der Vorsteher des Eidg. Militir-
departements illustrierte diese Situation an zwei typi-
schen Beispielen: am Umbau des Bahnhofes von Bern
und an der neuen Verkehrsteilung in Baden, die beide
in Ausfithrung stehen.

Die technischen, finanziellen und rechtlichen
Grundlagen des genannten Erlasses aus dem Jahre
1950 entsprechen somit nicht mehr den heutigen An-
forderungen fur die Einrichtung von Schutzriumen.
Ebenso wie diese grundlegenden Bestimmungen soll-
ten auch die Richtlinien von 1949 fur den Bau von

Schutzriumen, welche heute immer noch gultig und
als obligatorische Vorschriften in die Ausfihrungsver-
figung des Militirdepartements aufgenommen worden
sind, revidiert werden; denn sie tragen den Anfor-
derungen, vor welche uns die Atomwaffen stellen,
nicht mehr geniigend Rechnung, besonders dann
nicht, wenn es sich um Geschosse handelt, welche in
der Nihe des Schutzraumes explodieren. Es ist da-
her notwendig, auch diese Richtlinien anzupassen.

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die projek-
tierte Revision der Bestimmungen betreffend die
Schutzraumbauten unabhingig von der Vorbereitung
des kiinftigen Gesetzes iber den Zivilschutz, aber zur
gleichen Zeit, durchgefihrt werden muss. Die Pro-
bleme, welche sich auf diesem Gebiete stellen, werden
somit Gegenstand eines besonderen Beschlusses dar-
stellen, um zu vermeiden, dass das Gesetz mit diesem
speziellen Kapitel belastet wird. Dennoch wird ein
Teil des gegenwirtigen Revisionsprogramms gegen-
standslos werden bei der Annahme des neuen Gesetzes,
welches auch Bestimmungen tber die fiir die lokalen
Zivilschutz-Organisationen notwendigen Einrichtun-
gen und Anlagen enthalten wird, wie beispielsweise
Alarmzentralen, Kommandoposten und Léscheinrich-
tungen.

Man hofft, dass der Entwurf zum Zivilschutz-
gesetz dem Parlament im Laufe des Jahres 1961 unter-
breitet werden kann. Bet dieser Gelegenheit oder nach
dem Inkrafttreten des Gesetzes konnte den Kammern
auch die Abinderung der Vorschriften tber die
Schutzraumbauten im Entwurf vorgelegt werden. Die
Revisionsarbeiten sind im Gange, aber die Studien in
bezug auf die neuen technischen Vorschriften, welche
die gegenwirtigen Richtlinien ersetzen sollen, werden
noch einige Zeit beanspruchen.

Mit diesem Vorgehen bezweckt der Bundesrat,
auch die genannten Postulate der Nationalrite Diby
und Bichtold einer Verwirklichung niherzubringen.
Der Vorsteher des Militirdepartements erklirte sich
daher bereit, diese Postulate entgegenzunehmen. Der
Nationalrat gab in diesem Sinne seine Zustimmung. .

Deutsche Studienreisen zum schweizerischen Zivilschutz

Vom 13. bis zum 16. September hilt sich eine Delegation
des Ausschusses fiir Inneres des Deutschen Bundestages in der
Schweiz auf. Die deutschen Parlamentarier, worunter eine
Frau, wiinschen die in der Schweiz getroffenen Zivilschutz-
Massnahmen zu studieren. Hiezu werden Ausbildungskurse
fir das Kader des Zivilschutzes, Einrichtungen des Betriebs-
schutzes, bauliche Schutzanlagen und die Uebung eines Luft-
schutzbataillons besichtigt. Die Reise berithrt die Kantone
Basel-Stadt, Basel-Land, Solothurn, Bern und Ziirich. Mit den
dortigen kantonalen und stidtischen Zivilschutzstellen wird
zwecks gegenseitiger Aussprache Fiithlung aufgenommen. Die
Delegation wird durch den Chef der Abteilung fiir Luft-
schutz, Oberstbrigadier Miinch, begleitet.

In Erwiderung schweizerischer Studienbesuche in Deutsch-
land hilt sich zur gleichen Zeit eine private deutsche Studien-
gesellschaft fur unterirdische Verkehrsanlagen in der Schweiz
auf. Sie besichtigt Grossbaustellen, die gleichzeitig zu Schutz-
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zwecken ausgenutzt werden konnen, in Bern, Genf, Baden und
Basel. In dieser Reisegruppe wirkt der Sektionschef fiir die
baulichen Massnahmen der Abteilung fiir Luftschutz, dipl. Ing.
Middendorp, mit.

Die erstgenannte — behordliche — Delegation besteht aus
vier Parlamentsabgeordneten, die letztgenannte — private —

aus 14 Fachleuten, worunter Generalmajor a.D. Hampe, der
ehemalige Prisident der deutschen Bundesanstalt fiir zivilen
Bevolkerungsschutz. Nachdem im Jahre 1958 eine Osterreichi-
sche und im Jahre 1959 eine italienische Studiendelegation
zum schweizerischen Zivilschutz kamen, folgt nun mit der
Delegation aus der Bundesrepublik unser noérdlicher Nach-
barstaat. Das zeigt, welche Bedeutung dem schweizerischen
Zivilschutz im unmittelbaren Ausland beigemessen wird und
wie die von unsern Behdrden getroffenen Massnahmen als
respektable, beispielgebende Leistungen eingeschitzt werden.

a.



	Förderung des Schutzraumbaues

